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Entscheidungsdatum
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Norm

ASVG 8410

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §28 Abs1

VWGVG 8§31 Abs1

. ASVG § 410 heute

ASVG § 410 giiltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2013

ASVG § 410 giltig von 01.01.2005 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 142/2004
ASVG § 410 giltig von 01.08.1998 bis 31.12.2004 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/1998
ASVG § 410 giiltig von 01.01.1973 bis 31.07.1998 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 31/1973

—_

A N

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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VwWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

w

VWGVG § 31 heute

VwGVG § 31 guiltig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

VwGVG § 31 gultig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 31 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Manfred ENZ| als Einzelrichter Gber die Beschwerde von
XXXX, geb. XXXX, gegen den Bescheid der XXXX Gebietskrankenkasse nunmehr Osterreichische Gesundheitskasse vom
XXXX, AZ: XXXX, beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Manfred ENZI als Einzelrichter
Uber die Beschwerde von romisch 40 , geb. romisch 40 , gegen den Bescheid der rémisch 40 Gebietskrankenkasse
nunmehr Osterreichische Gesundheitskasse vom rémisch 40, AZ: rémisch 40 , beschlossen:

A)  Das Verfahren wird eingestellt.

B) Die Revision ist gemal Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.B) Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig.

Text
Begrindung:
I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt

Mit Bescheid der XXXX Gebietskrankenkasse nunmehr Osterreichische Gesundheitskasse (im Folgenden: belangte
Behorde) vom XXXX, AZ XXXX wurde ausgesprochen, dass XXXX, Versicherungsnummer XXXX innerhalb des gepruften
Zeitraumes von XXXX bis XXXX der Vollversicherungspflicht (Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung) gemal3 § 4
Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 ASVG und 8 1 Abs. 1 lit. a AIVG (Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977) unterliegt (Spruchpunkt I.)
Der Dienstgeber XXXX (in der Folge: BF) ist als Dienstgeber verpflichtet, fur das im Spruch Punkt I. angefihrte
versicherungspflichtige Dienstverhaltnis fur den angefUhrten Zeitraum aufgrund der Bestimmungen der § 44 Abs. 1, §
49 Abs. 1 ASVG, 8§88 1 ff BMSVG nachtraglich € XXXX an Sozialversicherungsbeitragen zu bezahlen. Die Falligkeit der
Beitrage ist gemalR§ 58 ASVG eingetreten (Spruchpunkt Il.).Mit Bescheid der rémisch 40 Gebietskrankenkasse
nunmehr Osterreichische Gesundheitskasse (im Folgenden: belangte Behérde) vom rémisch 40 , AZ rémisch 40 wurde
ausgesprochen, dass rémisch 40, Versicherungsnummer romisch 40 innerhalb des gepriften Zeitraumes von rémisch
40 bis romisch 40 der Vollversicherungspflicht (Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung) gemald Paragraph 4,
Absatz eins, Ziffer eins und Absatz 2, ASVG und Paragraph eins, Absatz eins, Litera a, AIVG
(Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977) unterliegt (Spruchpunkt rémisch eins.) Der Dienstgeber rémisch 40 (in der
Folge: BF) ist als Dienstgeber verpflichtet, flr das im Spruch Punkt rémisch eins. angefiihrte versicherungspflichtige
Dienstverhaltnis fur den angefuhrten Zeitraum aufgrund der Bestimmungen der Paragraph 44, Absatz eins,, Paragraph
49, Absatz eins, ASVG, Paragraphen eins, ff BMSVG nachtraglich € rémisch 40 an Sozialversicherungsbeitragen zu
bezahlen. Die Falligkeit der Beitrage ist gemald Paragraph 58, ASVG eingetreten (Spruchpunkt rémisch zwei.).

Gegen diesen Bescheid erhob der rechtsfreundliche Vertreter des BF fristgerecht Beschwerde.

Mit Eingabe vom 10.03.2021 zog der rechtsfreundliche Vertreter des BF sein Rechtsmittel zur(ck.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:rémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Beweiswdirdigung:

Der oben angefuhrte Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem diesbeziglich unbedenklichen und
unzweifelhaften Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten sowie des nunmehr dem Bundesverwaltungsgericht

vorliegenden Gerichtsakts.
2. Rechtliche Beurteilung:
Zu Spruchteil A):

GemaR 8 7 Abs. 2 VWGVG ist eine Beschwerde nicht mehr zuldssig, wenn die Partei nach der Zustellung oder
Verkundung des Bescheides ausdrticklich auf die Beschwerde verzichtet hat.Gemal Paragraph 7, Absatz 2, VWGVG ist
eine Beschwerde nicht mehr zulassig, wenn die Partei nach der Zustellung oder Verkiindung des Bescheides

ausdrticklich auf die Beschwerde verzichtet hat.

Eine Zurlckziehung der Beschwerde durch den Beschwerdefihrer ist ab der Einbringung der Beschwerde bis zur
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Erlassung der Entscheidung in jeder Lage des Verfahrens moglich (vgl. Eder/Martschin/Schmied, Das Verfahrensrecht
der Verwaltungsgerichte, K 6 zu 8 7 VWGVG).Eine Zurlckziehung der Beschwerde durch den Beschwerdefihrer ist ab
der Einbringung der Beschwerde bis zur Erlassung der Entscheidung in jeder Lage des Verfahrens moglich vergleiche
Eder/Martschin/Schmied, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, K 6 zu Paragraph 7, VWGVG).

In welchen Fallen das Verfahren einzustellen ist, regelt das VWGVG nicht. Die Einstellung steht nach allgemeinem
Verstandnis am Ende jener Verfahren, in denen ein Erledigungsanspruch nach Beschwerdeeinbringung verloren geht,
worunter auch der Fall der Zurlckziehung der Beschwerde zu subsumieren ist (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Das neue
Verwaltungsgerichtsverfahren [2013] § 28 VWGVG, Anm. 5)In welchen Féllen das Verfahren einzustellen ist, regelt das
VWGVG nicht. Die Einstellung steht nach allgemeinem Verstdndnis am Ende jener Verfahren, in denen ein
Erledigungsanspruch nach Beschwerdeeinbringung verloren geht, worunter auch der Fall der Zuruckziehung der
Beschwerde zu subsumieren ist vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013]
Paragraph 28, VWGVG, Anmerkung 5).

Bei der Zurtickziehung der Beschwerde handelt es sich um eine von der Partei vorzunehmende Prozesshandlung, die
bewirkt, dass diese einer meritorischen Erledigung nicht mehr zugefihrt werden darf. Die Rechtsmittelinstanz verliert -
sofern die Zurlcknahme noch vor Erlassung ihrer Entscheidung erfolgt - die funktionelle Zustandigkeit zur
Entscheidung Uber die Beschwerde (vgl. Hengstschldger/Leeb, AVG Manz Kommentar, Rz 74 zu 863 mwN).Bei der
Zuruckziehung der Beschwerde handelt es sich um eine von der Partei vorzunehmende Prozesshandlung, die bewirkt,
dass diese einer meritorischen Erledigung nicht mehr zugefiihrt werden darf. Die Rechtsmittelinstanz verliert - sofern
die Zurticknahme noch vor Erlassung ihrer Entscheidung erfolgt - die funktionelle Zustandigkeit zur Entscheidung Gber
die Beschwerde vergleiche Hengstschlager/Leeb, AVG Manz Kommentar, Rz 74 zu §63 mwN).

Die Annahme, eine Partei ziehe die von ihr erhobene Beschwerde zurilck, ist nur dann zuldssig, wenn die
entsprechende Erklarung keinen Zweifel daran offen lasst. MaRgebend ist daher das Vorliegen einer in dieser Richtung
eindeutigen Erklarung (vgl. zB VwGH 22.11.2005, 2005/05/0320, uvm. zur insofern auf die Rechtslage nach dem VwGVG
Ubertragbaren Judikatur zum AVG).Die Annahme, eine Partei ziehe die von ihr erhobene Beschwerde zurtck, ist nur
dann zulassig, wenn die entsprechende Erklarung keinen Zweifel daran offen l&sst. MaBgebend ist daher das Vorliegen
einer in dieser Richtung eindeutigen Erklarung vergleiche zB VwGH 22.11.2005, 2005/05/0320, uvm. zur insofern auf
die Rechtslage nach dem VwGVG Ubertragbaren Judikatur zum AVG).

Die Einstellung hat durch Beschluss zu erfolgen (VWGH 29.04.2015,Fr 2014/20/0047).

Aufgrund der unmissverstandlichen Zurlckziehung des Rechtsmittels war daher das Verfahren durch das
Bundesverwaltungsgericht einzustellen.

Zu Spruchteil B): Unzuldssigkeit der Revision:

Gemall & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133
Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemall Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde
vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.Die Revision gegen die
gegenstandliche Entscheidung ist gemal? Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der
Losung einer Rechtsfrage abhdngt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich
zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage
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vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht

worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.

Die oben in der rechtlichen Beurteilung angefihrte Judikatur des VwGH vertritt eine eindeutige und einheitliche
Rechtsprechung, weshalb keine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vorliegt.

Schlagworte

Verfahrenseinstellung Zurtickziehung
European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:BVWG:2021:G302.2221594.1.01
Im RIS seit

29.03.2021
Zuletzt aktualisiert am

29.03.2021

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.bvwg.gv.at
file:///

	TE Bvwg Beschluss 2021/3/11 G302 2221594-1
	JUSLINE Entscheidung


